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Ausfertigung 

Amtsgericht Bottrop 

Beschluss 

In dem Rechtsstreit 

1. 
2. 
3. 
4. 

der Fra 
des Herrn 
der Frau 
des Herrn 

Kläger, 

g e g e n  

die übrigen Eigentümer der WEG 
1. Herr 
2. Herr 
3. Frau 
4. Herr 
5. Frau 
6. Frau 
7. 

, bestehend aus, 

mobilien VDH vertr. d. d. Verw. handelnd unten 

Beklagte, 
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Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte 

werden die Befangenheitsanträge des Vertreters der Kager und der 
Nebenintervenienten vom 25.03.2014 als unbegründet zurückgewiesen. 

Gründe: 

Der Befangenheitsantrag ist zulässig aber unbegründet. 

Es liegt keine Verweigerung rechtlichen Gehörs vor. 

Der Vertreter der Kläger und die inhaltsgleich die Nebenintervenienten rügen die 
Befangenheit des Vorsitzenden, weil der Vertreter der Kläger nicht zum Termin vom 
04.04.2014 gefaden wurde. Zur Begründung wird angeführt, es sei nicht 
nachvollziehbar, dass eine sogenannte Doppelvertretung vorliege. 

Die ursprünglich erteilten Vollmachten waren ex tunc nichtig nach § 134 BGB und § 
43 a Abs. 4 BRAO (vgl. Palandt§ 134 BGB Rn 20 "Rechtsanwälte", BAG E 11, 371, 
373 und KG NJW 2008,1458 f), nachdem sich der Vertreter der Kläger für "die 
Beklagten" die Eheleute bestellte und für sie ein Anerkenntnis abgab. 
Er hat sich also zugleich für Kläger und Beklagte gemeldet. Waren die Vollmachten 
mit diesem Fall der Doppelvertretung einmal nichtig und wurden keine neuerteilten 
Vollmachten nachgewiesen, bestand kein Vertretungsverhältnis zwischen dem 
vormaligen Parteivertreter und den immer noch am Prozess Beteiligten. Dies führt 
dazu, dass der vormalige Prozessbevollmächtigte auch nicht mehr zum Termin zu 
laden war. 

Auf die spätere Veränderung durch die Nebenintervention der Nebenintervenienten 
kommt es nicht an, da diese den ursprünglich erteilten Vollmachten nicht zur 
erneuten Wirksamkeit verhalten. 

Rechtsbehelfs belehrung: 

Gegen diesen Beschluss ist die sofortige Beschwerde statthaft. Die sofortige 
Beschwerde ist bei dero Amtsgericht Bottrop, Droste-Hülshoff-Platz 5, 46236 Bottrop, 
oder dem Landgericht Essen, Zweigertstr. 52, 45130 Essen, schriftlich in deutscher 
Sprache oder zur Niederschrift der Geschäftsstelle eines jeden Amtsgerichts 
einzulegen: 

Die sofortige Beschwerde muss die Bezeichnung des angefochtenen Beschlusses 
sowie die Erklärung enthalten, dass sofortige Beschwerde gegen diesen Beschluss 
eingelegt wird. Sie ist zu unterzeichnen und soll begründet werden. 
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Die sofortige Beschwerde muss spätestens innerhalb einer Notfrist von zwei 
Wochen bei dem Amtsgericht Bottrop oder dem Landgericht Essen eingegangen 
sein. Dies gilt auch dann, wenn die sofortige Beschwerde zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle eines anderen Amtsgerichts abgegeben wurde. Die Frist beginnt mit 
der Zustellung des Beschlusses, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten nach Erlass 
des Beschlusses. 

Bottrop, 27.05.2014 
Amtsgericht 

Schachten 
Richter am Amtsgericht 

Ausgefertigt 
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als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 


